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PRESSEKONFERENZ
des Deutschen Behindertenrates (DBR) am 30.8.2005
 Bundespressekonferenz, Berlin

Gesundheitswesen


Kurzstatement von hannelore loskill,
Vorsitzende des Sprecherrats des DBR, Säule II

Der Forderungskatalog des Deutschen Behindertenrates (DBR) für die Bundestagswahl 2005 steht unter dem Titel: „Politik für behinderte und chronisch kranke Menschen“.

Damit impliziert er gesundheitsbezogene Aspekte an mehreren Stellen der Forderungen. Ich möchte Ihnen hier eine der Forderungen (II.5.) und die Antworten der Parteien etwas detaillierter vorstellen.

Der DBR fordert Reformmaßnahmen in der GKV, die dem Ziel dienen, die Qualität der Gesundheitsversorgung zu verbessern und Defizite zu beseitigen. 

Während die FDP in ihrer Stellungnahme lediglich der Überzeugung Ausdruck gibt, dass an einer Auseinandersetzung über das Finanzierungssystem der Krankenversicherung kein Weg vorbei führe, beschreiben CDU/CSU  ausführlich ein grundlegend neues, zukunftssicheres System der GKV, das sie schaffen werden.

Die SPD erinnert an die Reform 2004, bei der ihrer Meinung nach die verbesserten Rahmenbedingungen für die Chronikerprogramme und die integrierte Versorgung hervorzuheben sind. Hier muss ich einen Tropfen Wermut in den Wein giessen: Chronikerprogramme erfassen nur wenige Krankheiten, doch auch für alle anderen, insbesondere für die seltenen Krankheiten, gilt es, Belastungen abzubauen und Verbesserungen zu erreichen. Im Vertragswesen der integrierten Versorgung vermissen wir die notwendige Transparenz: Hunderte von Verträgen sind bereits registriert, doch Patientenorganisationen haben kein Auskunftsrecht.

Bündnis90/Die Grünen erläutern ausführlich ihre Position zu dieser Forderung. Man hat erkannt, dass mit den Zusatzbelastungen der Patientinnen und Patienten eine „Schmerzgrenze“ erreicht wurde und weitere Reformen an den Strukturen der Leistungserbringung und an der Finanzierung der GKV ansetzen müssen.

Prävention und Patientenorientiertheit müssen Schwerpunkte einer künftigen Reformpolitik sein ... Die PatientInnenrechte sind weiter im Sinne einer echten Mitbestimmung zu stärken.

Zur Prävention äußern sich CDU/CSU leider nicht; sie weisen jedoch darauf hin, dass die Patientenbeteiligung im Gemeinsamen Bundesausschuss maßgeblich auf ihrer Initiative beruht. Bei der FDP wird Prävention auf gesundheitsbewusstes Verhalten bzw. gesundheitsfördernde Maßnahmen reduziert. Auch die SPD äußert sich nicht; vielleicht steht ja schon alles im neuen, leider nicht mehr verabschiedeten Präventionsgesetz. Bündnis 90/DieGrünen wollen die Prävention neben der Akutmedizin, der Rehabilitation und der Pflege zu einer eigenständigen Säule unseres Gesundheitswesens machen.

Die SPD will den Weg weiter fortsetzen, um das Gewicht der Patientinnen und Patienten im politischen Entscheidungsprozess zu erhöhen und ihre Rechte zu stärken. Bündnis 90/Die Grünen wollen die Beteiligungsrechte weiter entwickeln und als nächsten Schritt eine finanzielle Grundlage schaffen.
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